


CCHHRROONNOOLLOOGGIIEE  DDEESS
WWIIDDEERRSSTTAANNDDSS

Die Debatte um Klinikschließungen in der Ortenau läuft aktuell nun schon über 
drei Jahrzehnte. Seit 2017 wurde sie aber mit der Agenda 2030 wieder 
konkreter. Eine lange Zeit, in der viel versprochen aber wenig gehalten wurde. 
Da in dieser „Debatte“, bzw. bei diesen Beschlüssen von oben herab, ziemlich 
viel gesagt und getan wurde, haben wir hier noch einmal das Wichtigste 
zusammengefasst. Zunächst wollen wir aber noch einmal darauf hinweisen, dass 
Kreistagsbeschlüsse  zurückgenommen werden können. Noch steht kein Stein 
der neuen Krankenhausfabrik. Um eine politische Änderung herbeizuführen, 
braucht es aber einen Aufstand der Vernünftigen.

Gerade jetzt, in der aktuellen Corona-Pandemie, sollten die Menschen im 
Ortenaukreis erkennen, dass es hier um ihre Gesundheitsversorgung geht. 
Politiker*innen lassen sich nicht durch Internetkommentare oder Murren am 
Stammtisch beeindrucken. Ihre Entscheidungen werden sie deswegen nicht 
zurücknehmen. Nur wenn die Menschen gemeinsam „auf die Straße gehen“, wenn 
sie zeigen, dass sie wütend sind und ihren Protest dauerhaft laut äußern, werden 
die Politiker*innen einlenken.



1996: Die Kresiverwaltung fordert erstmalig die Umwandlung des Ortenau 
Klinikums in eine GmbH. Proteste von Seiten der Gewerkschaften und der 
Bevölkerung konnten das verhindern.

2002: Das Landessozialministerium legt Pläne vor, nach denen es in der 
Ortenau nur noch drei Krankenhäuser (Achern, Lahr und Offenburg) geben 
soll. Die Schließungen konnten aber durch breiten Protest verhindert 
werden.

2006: Die Kreisverwaltung fordert erneut die Umwandlung des Ortenau 
Klinikums in eine GmbH. Wieder wurde dies durch Proteste verhindert.

2013: Das Pro-Klinik-Gutachten erscheint, welches bestätigt, dass alle 
Kliniken erhalten und ausgebaut werden müssen, um den Bedarf an 
stationärer Versorgung in der Ortenau decken zu können.

2016: Christian Keller wird neuer Klinikgeschäftsführer des Ortenau 
Klinikums. 

2017: Plötzlich wird vor einem starken Defizit von sieben Millionen Euro 
beim Ortenau Klinikum gewarnt. Angeblich könnte es sogar bald auf 20 
Millionen Euro steigen.

2017: Das Gutachten der Beratungsfirma CMK (Consults Morar Mutter & 
Keller) wird vorgestellt. Laut diesem könnten mit einer Erhöhung der 
Kreisumlage um 20 Euro pro Ortenauer Bürger alle Kliniken erhalten 
werden. Ansonsten müssten Kliniken geschlossen werden, sodass am Ende 
nur noch drei bis vier Klinikstandorte erhalten blieben.

2017: Es kommt an die Öffentlichkeit, dass Klinikchef Keller die 
Gutachterfirma CMK mitgegründet hat.

Juli 2017: Das sogenannte Modell Landrat wird beschlossen, welches sagt, 
dass Gengenbach geschlossen und Kehl, Ettenheim und Oberkirch zu 
„Portalkrankenhäusern“ umstrukturiert werden sollen. Daneben werden 
Abteilungen von einem Standort zum anderen verschoben.

23. Oktober 2017: Klinikgeschäftsführer Keller fordert eine 
Unterlassungserklärung und droht mit rechtlichen Schritten, sollten die 
Informationsbroschüren für den Erhalt der Ortenauer Kliniken weiterhin im 
Ortenau Klinikum auftauchen.

Dezember 2017: Die Polizei versucht vergeblich, in Gengenbach eine Aktion 
für den Erhalt des Gengenbacher Klinikums auf dem Weihnachtsmarkt zu 
verhindern.

2018: Das Gutachten von Lohfert & Lohfert wird erstellt, da einige 
Kreisräte an der Unparteilichkeit der CMK zweifelten. Das Gutachten legt 
offen, dass jahrelang Investitionen für die Ortenauer Kliniken 
hinausgezögert wurden und teilweise massive Mängel in den OPs und anderen 
Bereichen vorherrschen. Diese können zum Teil lebensgefährlich sein. Unter 
anderem ist in der Öffentlichkeit auch die Rede von Krankenhauskeimen.



Mai 2018: Es erfolgt die Einführung des Bundesgesetzes zur stationären 
Notfallversorgung mit Basis, erweiterter- sowie umfassender stationärer 
Notfallversorgung. Nach heutiger gesetzlicher Festlegung müssen mindestens 
sechs Intensivplätze in Ettenheim, Oberkirch und Wolfach, davon drei 
Beatmungsplätze, geschaffen werden. In Ettenheim, Oberkirch, Wolfach und 
Lahr fehlt die geforderte ZNA (Zentrale Notaufnahme), um als Standorte die 
stationäre Basisnotfallversorgung zu erlangen. Oberkirch und Ettenheim 
benötigen zusätzliche Fachabteilungen und Ärzte. Sonst gibt es Abzüge bei 
der Vergütung und somit bei den Einnahmen.

Juli 2018: Die Agenda 2030 sowie die angebliche „Überprüfungsklausel“ 
werden vom Kreistag beschlossen und somit die Schließung der Kliniken in 
Ettenheim, Oberkirch und Kehl.

Dezember 2018: Der Standort Gengenbach schließt seine Türen. Zuletzt 
wurden dort in der Zentralen Notaufnahme im Jahr 2017 noch 4.719 
Patienten ambulant behandelt und 992 Patienten internistisch stationär 
aufgenommen. Diese Anzahl von Patienten muss ab diesem Zeitpunkt in den 
anderen Standorten, die bereits ausgelastet sind, zusätzlich behandelt werden.

19. Dezember 2018: Das Ortenau Klinikum versucht den Kreisrat Fritz 
Preuschoff (die LINKE) zu verklagen, da dieser noch einmal auf die baulichen 
Mängel im Offenburger OP und die damit verbundene Gefahr von 
Krankenhauskeimen hinweist.

Mai 2019: Versuch der (rechtswidrigen) Änderung von 
Krankenhausstandorten in Betriebsstellen. Abweisung des Klageantrags gegen 
den ehemaligen Kreisrat Friedrich Preuschoff durch die Staatsanwaltschaft 
Offenburg.

22. Juli 2019: Klage gegen die Agenda 2030 durch Mitglieder der LiLO 
(Linke Liste Ortenau).

November 2019: Die Kostenexplosion der Agenda 2030 auf wahrscheinlich 
1,3 Mrd. Euro wird bekannt. Noch ist nichts gebaut und es gibt keine 
konkreten Bauplanungen. 

März 2020: Die Corona-Krise wird genutzt, um Anfragen der LiLO nicht zu 
beantworten. Gleichzeitig legt die Krise offen, dass das Gesundheitssystem in 
ganz Deutschland unterfinanziert ist und am Rande der Belastungsgrenze 
steht. Der Landrat nutzt die Corona-Pandemie kurzerhand, um das 
Oberkircher Krankenhaus zu schließen. Tausende Eingriffe und 
Untersuchungen werden verschoben. Durch Nichtbehandlung und fehlende 
Diagnose steigt das Gesundheitsrisiko. 

21. April 2020: Das Verwaltungsgericht Freiburg fordert zum vierten und 
letzten Mal den Ortenaukreis dazu auf, zur Klage Stellung zu nehmen.



WWAARRUUMM  SSIINNDD  
KKLLIINNIIKKSSCCHHLLIIEEßßUUNNGGEENN  
SSCCHHLLEECCHHTT??

Schnelle und erreichbare Versorgung wird nicht gewährleistet: 
Der Ortenaukreis ist der flächengrößte Kreis in ganz Baden-Württemberg. Mit 
dem Nahverkehr aus den Tälern zur geplanten neuen Klinik am Holderstock oder 
an die Kliniken Lahr und Achern zu gelangen, gleicht teilweise einer Weltreise. 
Bei einer wohnortnahen Versorgung können ältere Menschen, Menschen ohne 
Auto oder Menschen, die eingeschränkt sind, besser ihre kranken Angehörigen im 
Krankenhaus besuchen oder selbst in Problemfällen dorthin gelangen. 

Persönliche Nähe bei der Pflege ist nicht möglich: 
In großen Kliniken herrscht meist Stress, das Personal ist knapp und die 
Strukturen sind wie in Fabriken organisiert. Eine intensive und langwierige 
Betreuung ist so nicht möglich. Dazu kommt, dass das Fallpauschalensystem dazu 
zwingt, die Liegezeiten möglichst kurz zu halten. Das Kümmern und Pflegen ist 
aber in kleineren Kliniken eher gegeben, wodurch Patient*innen schneller 
genesen. Umfragen unter Ortenauer Patient*innen haben ergeben, dass viele in 
den kleinen Kliniken wesentlich zufriedener waren, da es dort „familiärer“ 
zuginge.

Aufbau von Konkurrenz mit den Uni-Kliniken: 
Der Plan der Kreis- und Klinikverwaltung ist, eine neue Krankenhausfabrik am 
Holderstock bei Offenburg zu bauen, um in Konkurrenz zu den Uni-Kliniken in 
Freiburg und Karlsruhe zu gehen. Man will vermehrt profitable Operationen 
durchführen, um das Klinikum „rentabel“ zu machen. Doch erstens hat man 
weder Erfahrung noch das Personal, um diese „Hochleistungsmedizin“ zu 
betreiben. Zweitens würde man Patient*innen aus Freiburg und Karlsruhe 
abziehen, was diese Standorte wiederum in Schwierigkeiten bringt. 



Chronisch Kranke fallen unter den Tisch: 
Bei einer Konzentrierung auf Hochleistungsmedizin und der damit entstehenden 
Fokussierung auf Profitmaximierung, würden chronisch kranke Patient*innen 
(Diabetes, Herzinsuffizienz, Bluthochdruck etc.) nach und nach vernachlässigt 
werden. Denn im derzeitigen deutschen System der Fallpauschalen, dürfen Fälle/
Krankheiten nur einmal abgerechnet werden. Das heißt, wenn ein/eine Patient*in 
mehrmals kurz hintereinander mit derselben Krankheit kommt, bekommt das 
Krankenhaus die Behandlungskosten nur einmalig alle 3 Monate erstattet. Dabei 
sind gerade chronisch kranke Patient*innen besonders anfällig, wie wir aktuell in 
der Corona-Pandemie erfahren müssen. Sie verdienen eine intensive Behandlung, 
die das Gefährdungsrisiko minimiert. 

Schlechte Versorgung bei saisonbedingten Stoßzeiten und 
Katastrophenfällen: 
Wie wir derzeit sehen, ist es besser, eine dezentrale als eine zentralisierte 
Gesundheitsversorgung zu haben. In einem Zentralklinikum gäbe es weniger 
Betten, was zu einer massiven Unterversorgung in saisonalen Stoßzeiten (Grippe, 
Pneumonien im Winter) und im Katastrophenfall führen würde. Beispielsweise 
konnte Kehl zu einem Isolierkrankenhaus nur für Corona-Patient*innen 
umgestaltet werden. Gleichzeitig wurde der Betrieb in den anderen Kliniken über 
einen längeren Zeitraum weitestgehend aufrechterhalten. 

Weniger Betten gleich weniger Personal:
Eine Zentralisierung von Kliniken ging bisher immer mit dem Abbau von Betten 
und mit dem Abbau von Personal einher. Schon bei der Schließung von 
Gengenbach ersetzte die Klinikverwaltung nicht die Betten oder die Pflegestellen. 

DIE ARGUMENTE
DER KREIS- UND 
KLINIKVERWALTUNG 

Zu Beginn der Debatte um die Klinikschließungen hieß es: 
Der Erhalt aller Ortenauer Kliniken sei auf Dauer nicht finanzierbar. Dieses 
Argument reiht sich hinter die Forderung auf Bundesebene, man müsse die 
angeblich gestiegenen Gesundheitsausgaben drastisch reduzieren. Doch schaut 
man sich die Zahlen genauer an, dann lagen die Ausgaben für Gesundheit  seit 
den 1970er-Jahren immer zwischen zehn und elf Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes. 

Geld ist wichtiger als Gesundheit?
Die Kreis- und Klinikverwaltungen sprachen von einem Defizit von bis zu 20 
Millionen Euro pro Jahr ab 2030 ohne Klinikschließungen. Wie genau sich diese 
Zahl zusammensetzt, hat die Verwaltung aber nicht transparent dargestellt. Auch 
wurde nicht erklärt, wie die extrem hohen Rückstellungen für das Personal in 
den Bilanzen zustande kamen. Komisch war auch, dass sich die Zahlen erst mit 
Eintritt des neuen Klinikgeschäftsführers so dramatisch veränderten. 
Untermauert wurden diese Zahlen mit zwei Gutachten (CMK und Lohfert & 
Lohfert). Die Tatsache, dass Klinikgeschäftsführer Keller „sein“ Klinikum von 
seiner ehemaligen Firma CMK begutachten lies, war einigen Politikern dann doch 
zu dubios. Mal abgesehen davon, dass seine ehemaligen Partner gut daran 



verdient haben. Doch laut eines 
Bundesgerichthofsurteils vom 24.03.2016 
dürfen Landkreise keine Gutachten 
erstellen, um festzustellen, ob es alle 
Klinikstandorte braucht. So heißt es im 
Urteil: „Ihm sei es daher verwehrt zu 
prüfen, ob auch ohne die 
Kreiskrankenhäuser die bedarfsgerechte 
Versorgung der  Bevölkerung mit 
Krankenhausleistungen sichergestellt 
werden könnte.“ 
Im November 2019 wurde bekannt, dass 
die Klinikschließungen, der Neubau und 
die Sanierung der bisherigen Kliniken bis 
zu 1,5 Mrd. Euro kosten würden. Mit diesem Geld könnte man auf Jahrzehnte 
alle Ortenauer Kliniken erhalten und mit genügend Personal sowie Geräten 
ausstatten.

Nebelkerzen und falsche Zahlen
Nachdem klar wurde, dass die Bevölkerung den „Kostenpunkt“ als 
Schließungsgrund nicht akzeptieren würde, begannen die Verantwortlichen davon 
zu sprechen, dass die Ortenau die Maximalversorgung bräuchte. Auf den Hinweis 
von Mitgliedern der Linken Liste Ortenau, dass es hierfür schon seit Jahren 
keine rechtliche Definition mehr gäbe, ruderte die Verwaltung zurück und 
sprach von Hochleistungsmedizin. Doch diese wird normalerweise nur von Uni-
Kliniken wie zum Beispiel in Karlsruhe oder Freiburg angeboten. 

Auch dieser Versuch, die Klinikschließungen zu rechtfertigen, scheiterte. 
Deshalb startete die Verwaltung die nächste Stufe. Es wurde behauptet, für 
kleinere Standorte fände man nicht mehr genügend Personal. Viele Menschen 
würden lieber in einem großen Klinikstandort arbeiten. Doch der Grund, warum 
immer mehr Pflegepersonal das Ortenau Klinikum verlässt, dürfte wohl eher 
daran liegen, dass der Arbeitsstress immer weiter ansteigt. Die Nicht-
Wertschätzung des Personals durch die Führungsebene, die mit internen 
Anweisungen zusätzlichen Druck ausübt, dürfte ebenfalls eine große Rolle 
spielen. Viele Pflegekräfte berichten nämlich, dass der Stress seit Keller 
zugenommen habe. Anfang Mai sagten Oberkircher Pflegekräfte: „Wir haben 
mehr Angst vor Keller als vor Corona.“ Kein Wunder, denn der Kampf für die 
eigene Sicherheit wird einem quasi als Meuterei ausgelegt. Sie haben das Gefühl, 
dass man sie zur Kündigung drängt. Die Pflegekräfte aus dem Gengenbacher 
Klinikum sprachen mit uns darüber, dass sie, gerade weil diese Klinik so klein 
war, dort sehr gerne gearbeitet haben.

Ein weiteres Nebenargument, das immer wieder von einigen Kreisrät*innen und 
der Verwaltung vorgebracht wurde, war die angebliche Unterbelegung. Es 
hieß, nicht alle Betten würden gebraucht werden, da sie nur zu 70-80 Prozent 
ausgelastet seien. Doch wie kam diese Berechnung zustande? In Ettenheim zum 
Beispiel nahmen die Gutachterfirmen die Daten aus dem Jahr 2016, um die 
Belegung zu berechnen. Dabei ließen sie aber außer Acht, dass aufgrund von 
Personalmangel am Klinikum Lahr, das Ettenheimer Personal 4 Monate lang 
dorthin „ausgeliehen“ wurde und somit eine ganze Etage geschlossen werden 
musste. Man rechnete also mit vollen Kapazitäten, obwohl diese gar nicht belegt 
werden konnten. Gleiches Spiel wurde in Gengenbach betrieben. Dort 
rechneten sie Betten mit, die von der Leitung zuvor gesperrt wurden.



Wir sind der Überzeugung, dass der Kreis auf Dauer die Kostengrenze von 1,5 
Mrd. Euro nicht halten kann, vor allem nicht in der wahrscheinlich 
hereinbrechenden Wirtschaftskrise. Deshalb wird es früher oder später auf eine 
ganze oder eine Teilprivatisierung der Klinikstandorte hinauslaufen, 
sollten diese zentralisiert werden. Für private Investoren sind kleine Kliniken 
uninteressant, da sie zu wenig Rendite abwerfen. Dies dürfte auch die Erklärung 
sein, warum Landrat Scherer, Klinikchef Keller und die Kreisparteien so erpicht 
darauf sind, dass das Ortenau Klinikum schwarze Zahlen schreiben soll. Schon 
zwischen 2004 und 2010 gab es zwei Versuche, das Ortenau Klinikum in eine 
GmbH umzuwandeln. Diese Pläne sind dank breitem Protest gescheitert.

Da die Empörung über die Schließung von vier Klinikstandorten zu groß war, 
stellte Landrat Scherer eine vorübergehende Alternative vor und gab dieser 
seinen Namen, um zu unterstreichen, dass er gewillt wäre, die Kliniken zu retten. 
Das Modell Landrat bot den Kreisrät*innen den angeblichen Kompromiss an, 
dass nur Gengenbach geschlossen und seine Abteilungen auf die restlichen 
Standorte verteilt werden sollten. Gleichzeitig bereitete dieses Konzept durch 
die Hintertür die Schließungen von Kehl, Ettenheim und Oberkirch vor. Man 
versuchte, diese drei Kliniken zu „Portalkliniken“ herunterzustufen. Im 
gleichen Zug stiegen die Defizite durch die Umstrukturierungen („Modell 
Landrat“) an. Denn jede Abteilung braucht erst einmal ein paar Jahre bis sie sich 
an einem neuen Standort eingespielt hat. Portalkliniken hingegen hätten einfach 
ohne Kreistagsbeschluss geschlossen werden können. Diese Umwandlung 
konnten wir mit dem Hinweis, dass es hierfür keine rechtliche Definition gab, 
verhindern. Die Bürgermeister, welche nun vorgeben, für den Erhalt der Kliniken 
in ihren Städten zu kämpfen, haben alle im Kreistag für dieses „Modell Landrat“ 
gestimmt. Entweder verstanden sie den Trick dahinter nicht oder aber sie 
stimmten bewusst dafür, dass ihre Kliniken als nächstes geschlossen werden. 

FINTEN; LÜGEN 
UND LEERE 
VERSPRECHUNGEN

Kaum war das Modell 
Landrat beschlossen, wurde 
schnell klar, dass die 
Diskussion um die 
Klinikschließungen nicht 
vorbei ist. So nahm die 
Debatte um die Agenda 2030 
und somit um die 
Klinikschließungen ein paar 
Wochen später wieder an 
Fahrt auf.

Leere Versprechen
Um die Mehrheit der Kreisräte auf seine Seite zu bekommen, versprach der 
Landrat, dass man zur Agenda 2030 auch eine Überprüfungsklausel einbauen 
werde. Diese besagt, dass die Schließungen der Kliniken Kehl, Ettenheim und 
Oberkirch noch einmal auf den Prüfstand kommen, sollten sich neue 
Erkenntnisse ergeben, die es vor dem Beschluss noch nicht gab. Unserer 
Meinung nach ist dies spätestens der Fall, seit die Kostenexplosion auf 1,3 Mrd.  
Euro im November 2019 bekannt wurde. Doch auch die aktuelle Corona-
Pandemie muss dringend Einfluss auf die Diskussion um die 
Gesundheitsversorgung in der Ortenau haben. Ebenso ist für uns fragwürdig, wie 
der als „überalterte“ bezeichnete ambulante Sektor mit der zusätzlichen 
Mehrarbeit durch sinkende Bettenzahl und Liegezeiten zurechtkommen soll. Eine 
erneute, nüchterne Überprüfung, ob wir uns den Abbau von Betten und die 
Schließung von wohnortnahen Kliniken leisten wollen, muss deshalb dringend 
mit der gesamten Bevölkerung durchgeführt werden. Bis heute sprechen sich 
der Landrat und die Fraktionsvorsitzenden der Parteien gegen die Aktivierung 
dieser Klausel aus.

Da der Protest gegen die Krankenhausschließungen nicht verstummte, bot die 
Kreisverwaltung sogenannte Nachnutzungen für die zu schließenden 
Klinikstandorte an. Doch bis heute wurde lediglich für Gengenbach eine 
Teilnachnutzung als zukünftiger Standort des Gesundheitsamts sowie eventuell 
als Pflegeheim vorgeschlagen. Erwähnt sei hier, dass ein Großteil des Klinikums 
dafür abgerissen wird. Für die restlichen Standorte gibt es immer noch keine 
Nachnutzungskonzepte. Dafür wird aber Oberkirch nach und nach ausgeblutet, 
indem man Kräfte und Abteilungen (Geburtenstation) abzieht bzw. schließt.

Um die Bevölkerung zu beruhigen und in den Diskussionsprozess einzubinden, 
startete die Kreis- und Klinikverwaltung nach dem Beschluss des Kreistags über 
die Klinikschließungen die sogenannte Kommunale 
Gesundheitskonferenz. Hierbei konnten Bürger*innen in Workshops, 
welche in mehreren Städten stattfanden, ihre Vorstellung einer optimalen 
Gesundheitsversorgung in der Ortenau mitteilen. Bis heute wurden die 
Ergebnisse aber mehr oder weniger ignoriert. Die überwältigende Mehrheit 
wollte die Kliniken erhalten und forderte den Ausbau der wohnortnahen 
Gesundheitsversorgung sowie einen besseren öffentlichen Nahverkehr, um die 
Kliniken auch ohne Auto erreichen zu können. Seit der Vorstellung der 
Ergebnisse im Herbst ist es auch relativ ruhig um dieses Modell geworden. 
Im Corona-Talk von HitRadio Ohr mit Frank Scherer vom 26.03.2020 erklärte 
dieser auf Nachfrage eines Hörers, dass man mit der neuen Klinikstruktur in 
etwa die gleiche Bettenanzahl wie mit der bisherigen hätte. Drei Wochen später 
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Da der Protest gegen die Krankenhausschließungen nicht verstummte, bot die 
Kreisverwaltung sogenannte Nachnutzungen für die zu schließenden 
Klinikstandorte an. Doch bis heute wurde lediglich für Gengenbach eine 
Teilnachnutzung als zukünftiger Standort des Gesundheitsamts sowie eventuell 
als Pflegeheim vorgeschlagen. Erwähnt sei hier, dass ein Großteil des Klinikums 
dafür abgerissen wird. Für die restlichen Standorte gibt es immer noch keine 
Nachnutzungskonzepte. Dafür wird aber Oberkirch nach und nach ausgeblutet, 
indem man Kräfte und Abteilungen (Geburtenstation) abzieht bzw. schließt.

Um die Bevölkerung zu beruhigen und in den Diskussionsprozess einzubinden, 
startete die Kreis- und Klinikverwaltung nach dem Beschluss des Kreistags über 
die Klinikschließungen die sogenannte Kommunale 
Gesundheitskonferenz. Hierbei konnten Bürger*innen in Workshops, 
welche in mehreren Städten stattfanden, ihre Vorstellung einer optimalen 
Gesundheitsversorgung in der Ortenau mitteilen. Bis heute wurden die 
Ergebnisse aber mehr oder weniger ignoriert. Die überwältigende Mehrheit 
wollte die Kliniken erhalten und forderte den Ausbau der wohnortnahen 
Gesundheitsversorgung sowie einen besseren öffentlichen Nahverkehr, um die 
Kliniken auch ohne Auto erreichen zu können. Seit der Vorstellung der 
Ergebnisse im Herbst ist es auch relativ ruhig um dieses Modell geworden. 
Im Corona-Talk von HitRadio Ohr mit Frank Scherer vom 26.03.2020 erklärte 
dieser auf Nachfrage eines Hörers, dass man mit der neuen Klinikstruktur in 
etwa die gleiche Bettenanzahl wie mit der bisherigen hätte. Drei Wochen später 



scheint dies schon wieder obsolet zu sein. Ein in Auftrag gegebenes Gutachten 
der Beratungsfirma Berger plant mit einem Bettenabbau von 251 Betten (circa 
15 Prozent) sowie auch mit einer zweiten Variante mit einem Abbau von 438 
Betten (circa 26 Prozent).  Aktuell folgt die Kreisverwaltung dem ersten 
Vorschlag, behält sich aber Änderungen vor. 

KRITISCHE STIMMEN
SOLLEN ZUM
SCHWEIGEN 
GEBRACHT WERDEN

Wer die Vorgeschichte Christian Kellers 
kennt, der war nicht überrascht, mit welch 
einem autoritären Führungsstil er gegen 
jegliche Opposition seines Kurses vorgeht. 
Schon an seinem vorherigen Arbeitsplatz in 
Darmstadt Dieburg gab es starke 
Kontroversen um ihn. Dabei auch um Gelder, 
die ohne Genehmigung vom Klinikbetrieb 
abgezweigt wurden.  
Da die regionale Presse anfangs wenig bis gar 
nicht kritisch über die Forderung nach 
Klinikschließungen bzw. den Widerstand 
dagegen berichtete, wurden Broschüren 
verteilt, die kritische Fragen stellten und 
Verknüpfungen wie z. B. zwischen Keller und 
der CMK herstellten. Unter anderem landeten 
solche Broschüren auch an den Ortenauer 
Kliniken. Keller schrieb daraufhin am 
24.10.2017: 

„Sehr geehrte Damen und Herren, am 17.10. haben wir eine Auslage Ihrer 
Veröffentlichung ‚Gesundheit ist keine Ware, vom 09.07.2017‘ auf Station 1c in 
Lahr vorgefunden. Die Auslage erfolgte widerrechtlich ohne Rücksprache oder 
gar Zustimmung der Krankenhausleitung oder Geschäftsführung. Sofern Sie 
erneut eine ungenehmigte Auslage in einem unserer Klinikstandorte vornehmen, 
so werde ich gegen Sie unmittelbar juristische Schritte einleiten. Bitte geben 
Sie eine schriftliche Unterlassungserklärung dazu ab.“ 

Undemokratische Einschüchterungsversuche
Doch damit nicht genug. Mehrere Aktivist*innen stellten sich mit einem Banner 
im Dezember 2017 auf den Gengenbacher Weihnachtsmarkt und versuchten, mit 
Flyer auf die drohende Schließung hinzuweisen. Die Polizei versuchte, diese 
Kundgebung vor Ort zuerst durch Androhung von Mitnahme aufs Offenburger 
Revier zu verhindern. Da die Aktivist*innen sich aber nicht einschüchtern ließen, 
begnügte sich die Polizei damit, als Abschreckung neben der Versammlung Posten 
zu beziehen. Wenig später nutzte die Abteilung Staatsschutz der Polizei 
Offenburg den Vorwurf eines Graffitideliktes, um bei sämtlichen Jugendlichen, die 
öffentlich Reden gegen die Klinikschließungen bei diversen Kundgebungen 



gehalten hatten, zu Hause zu erscheinen.  
Bei der Verabschiedung der Agenda 2030 wurden Aktivist*innen von 
Zivilpolizisten vor Eintritt in den Kreistag, mit offen getragener Waffe 
zunächst daran gehindert, in den Kreistagssaal zu gelangen. Auf die Forderung 
sich auszuweisen reagierten die Zivilpolizisten nicht. Erst nach Hinzuziehen von 
uniformierten Beamten, die vor dem Landratsamt postiert waren und nach 
langer Diskussion, aber unter der Drohung, dass man sie bei dem kleinsten 
Protest sofort des Saales verweisen würde, durften die Aktivist*innen 
schließlich doch hinein. 

Juristisches Säbelrasseln
Am 19.12.2018 versuchte die Klinikgeschäftsführung den Kreisrat Fritz 
Preuschoff (die LINKE) wegen Verleumdung anzuzeigen. Preuschoff wies in 
einer Mitgliederversammlung der Partei noch einmal auf die im Gutachten 
Lohfert & Lohfert dargestellten baulichen Mängel am Offenburger Klinikum hin 
und warf die Frage auf, ob bei solchen Bedingungen sogenannte 
Krankenhauskeime entstehen können. Am 13.05.2019 weist die 
Staatsanwaltschaft die Klage ab mit dem Verweis, dass insbesondere 
Mandatsträger solche Fragen durchaus stellen dürfen und die Frage durchaus 
seine Berechtigung hat. Mit den Kreistagswahlen 2019 gründete sich die Linke 
Liste Ortenau. Sie ist eine parteiunabhängige Wählervereinigung bestehend aus 
Akivist*innen, die für den Erhalt des Ortenau Klinikums kämpfen, 
Gewerkschafter*innen und Einzelpersonen. Ihr Hauptprogramm ist der Erhalt 
aller Ortenauer Kliniken. Nachdem sie die gesammelten Unterschriften zur 
Teilnahme an der Wahl abgegeben hat, kam es zum Eklat. Der Vorwurf von 
Seiten der Kreisverwaltung und Kreisräten des Wahlausschusses lautete: 
Wählertäuschung und Unterschriftenfälschung. Beweise hierfür wurden nicht 
erbracht. Dennoch wurde das Thema breit in der Presse aufgegriffen. Es wird 
sogar gar nicht infrage gestellt, wieso die Kreisverwaltung Menschen anruft, die 
unter dem Wahlgeheimnis stehen und geheim ihre Unterstützungsunterschrift 
für die LiLO abgegeben haben. Am Ende ermittelt auch die Staatsanwaltschaft, 
doch wieder wurde das Verfahren sang- und klanglos eingestellt. Berichtet 
wurde über die Einstellung in Anbetracht der rufschädigenden Äußerungen  nur 
mit  kleinen Hinweisen. 

Parlamentarische Spielregeln werden ignoriert
Am 12.12.2019, also weit vor der Corona Krise, erhielt der 
Klinikgeschäftsführer Keller von der Kreisrätin Rausan Öger (LiLO)  eine E-Mail 
mit drei Fragen. 

1. Wie viel kostete die Hochglanzbroschüre des Ortenau Klinikums zur Agenda 
2030? 

2. Wie viele Ärzte, Pflegekräfte und sonstiges Klinikpersonal haben im Jahr 
2019 das Ortenau Klinikum verlassen? 

3. Wie viele unbesetzte Planstellen gibt es derzeit am Ortenau Klinikum?
 
Da am 27.01. die Anfrage immer noch nicht beantwortet wurde, erfolgte eine 
erneute Erinnerung, auf die Keller antwortete, dass es aufwendig wäre, diese 
Anfrage zu beantworten und noch einige Zeit in Anspruch nehmen würde. Zu 
dieser Zeit war Corona in Deutschland immer noch kein wirklich großes 
Thema. Auf die erneute Aufforderung und fast 4 Monate später, antwortete 



Keller, dass man derzeit aufgrund der Corona-Situation nicht in der Lage sei, die 
Anfragen zu beantworten. Für uns erweckt das eher den Anschein, dass man 
versucht zu vertuschen, wie viele Mitarbeiter*innen das Klinikum aufgrund der 
Agenda-2030-Diskussion und des zunehmenden Arbeitsdrucks verlassen. 
Genauso unerklärlich ist es für uns, warum die Kosten für die 
Hochglanzbroschüre, die ja bereits genau aufgeschlüsselt sein müssten, nicht 
einfach herausgegeben wurden. Erst am 07.05.2020 antwortete Keller auf die 
Anfrage. Allerdings stellte sich nun heraus, dass die Planstellen an den kleinen 
Kliniken fast voll besetzt seien. Wirkliche Probleme bei der Personalgewinnung 
gibt es lediglich in Offenburg-Kehl. Somit ist die Aussage, in den kleinen Kliniken 
fände man kein Pflegepersonal, von Keller selbst widerlegt worden.

Ende März 2020 nutzt der Landrat die Corona-Pandemie, um sich auf die 
Landkreisordnung zu stützen und im faktischen Alleingang zu regieren. Er teilt 
mit, dass er in Abstimmung mit den sechs Fraktionsvorsitzenden beschlossen hat, 
dass der Kreistag erst einmal nicht mehr tagen wird. Die sechs 
Fraktionsvorsitzenden dürfen mit Herrn Scherer in der Videokonferenz an den 
Entscheidungen teilhaben, während die Linke Liste Ortenau, die keinen 
Fraktionsstatus hat, im Nachhinein informiert werden soll. Kritische 
Diskussionen werden somit im Vorfeld abgewürgt und auch ist nicht klar, wie die 
einzelnen Parteien bzw. deren Fraktionsvorsitzenden argumentieren. Auch ist 
völlig unklar, was bei den Konferenzen genau besprochen wird, da diese nicht 
öffentlich sind. So wurde auch kurz nach dieser Mitteilung das Oberkircher 
Klinikum geschlossen. Erst nach heftigem Protest aus der Bevölkerung ließ man 
sich zu einem Statement hinreißen, dass man beabsichtige, das Krankenhaus so 
schnell wie möglich wieder zu öffnen. Geplant ist dies nun aber erst für den 
August. Warum das so spät geschieht, wurde bisher nicht begründet.

Maulkorb und Unterschriften für den Müll
Am 27.04.2020 schreibt die Stabsstelle Unternehmenskommunikation des 
Ortenau Klinikums an alle Mitarbeiter*innen einen Brief. Anlass sind die 
zahlreichen Äußerungen des Klinikpersonals, welche sich über die schlechten 
Bedingungen und die fehlende Wertschätzung vor allem auf den sozialen Medien 
äußern. Unter anderem heißt es darin: 
„Es sollte jedem Mitarbeiter bewusst sein, dass negative Äußerungen von 
Mitarbeitern in öffentlichen Medien imageschädigende Wirkung auf den 
Klinikverbund als Ganzes haben.“ 
Zudem verstoße man mit solchen Verlautbarungen gegen eine Dienstanweisung, 
die festlege, dass die Pressearbeit sowie Verlautbarungen der Stabsstelle 
Unternehmenskommunikation obliege. Dies ist eine klare Drohung und ein 
Maulkorb zugleich. Der kurz darauf veröffentlichten Äußerung in der Acher-
Rench-Zeitung von Mitarbeiter*innen haben wir nichts hinzuzufügen: „Wir 
haben mehr Angst vor Keller als vor Corona!“

Protest auch von Seiten der Bürger*innen gibt es schon seit dem Beginn der 
Schließungsdebatte. In vielen Städten wurden immer wieder Unterschriften für 
den Erhalt der Klinikstandorte gesammelt. So z. B. über 8.000 Unterschriften in 
Gengenbach. Ettenheim sammelte sogar über 20.000 Unterschriften. Aktuell läuft 
eine Unterschriftensammlung des Runden Tisches Oberkirch. Diese konnten 
mittlerweile 5.000 Unterschriften für den Erhalt aller Ortenau Kliniken sammeln. 
Problem bei all diesen Sammlungen war bisher, dass die Initiativen nicht 
zusammenarbeiteten. So konnte Landrat Scherer die Listen einfach wieder in die 
Mülltonne werfen und die klare Positionierung der Ortenauer Bevölkerung 
ignorieren.



SO WERDEN  
STEUERGELDER AUS 
DEM FENSTER GEWORFEN 

In Oberkirch wurde die Geburtsklinik geschlossen. Da dadurch aber nicht 
weniger Kinder geboren werden, müssen Achern und Offenburg die Fallzahlen 
auffangen. Deshalb wird in Offenburg am Ebertplatz für mindestens 4,6 Millionen 
Euro angebaut. Nur um das ganze 2030 dann wieder abzureisen, da man dann in 
ein neues Zentralklinikum umziehen will.

Der Standort Ebertplatz wird für mindestens zusätzliche 36 Millionen Euro 
(eingeplant sind sogar 60 Millionen Euro) saniert, was auch dringend nötig ist. 
Dennoch soll laut Beschluss des Kreistags, das Klinikum 2030 dem Erdboden 
gleichgemacht werden. 

In Ettenheim soll der OP für mindestens 3,8 Millionen Euro ausgebaut werden, 
um spätestens 2030, wahrscheinlich aber früher, wieder geschlossen zu werden.

In Oberkirch wurden 1,8 Millionen Euro für den OP-Bereich ausgegeben. 
Spätestens 2030 wird aber auch hier Schluss sein.

Der Kreis druckte eine Hochglanzbroschüre zur Agenda 2030 und verteilt diese 
im ganzen Ortenaukreis für 120.254,12 Euro. mit denen nach unserer Schätzung 
mindestens 3-4 Pflegestellen für 1 Jahr finanziert werden hätten können. 



WAS SIND UNSERE 
FORDERUNGEN AN DEN 
KREIS?

Ausbau aller Ortenauer Kliniken mindestens zur stationären 
Basisnotfallversorgungsstufe 1. Das bedeutet mindestens 6 Intensivbetten, 24/7 
Notaufnahme sowie mindestens 2 Fachärzte vor Ort.

Erhalt aller Ortenauer Kliniken!

Einstellung von mehr Personal und kräftige Erhöhung der Löhne vor allem in 
der Pflege und Reinigung!

Wiedereröffnung der Pflegeschule in Kehl, um mehr Pflegekräfte ausbilden zu 
können!

Prämien für Rückkehrer oder Umschulende!

Höhere Löhne für Azubis!

Medizinstudenten schon im Studium fördern und an die Ortenau binden!

Geburtenstation in Oberkirch wieder eröffnen!

Demokratisierung der Klinikstruktur, Vorgesetzte müssen vom Personal 
gewählt werden!

Corona-Prämie in Höhe von mindestens 1.500 Euro für ALLE!



WAS SIND UNSERE 
FORDERUNGEN AN DAS
LAND 
BADEN-WÜRTTEMBERG?

Übernahme von 100 Prozent der Investitionskosten für alle Krankenhäuser, wie 
es das Landesgesetz vorsieht. Die Kliniken dürfen nicht gezwungen sein, Gelder 
aus den Fallpauschalen, die für das Personal gedacht sind, in Investitionen zu 
stecken.

Stopp der Schließung von kleineren Kliniken!

Start von Förderprogrammen zur Personalgewinnung!

Förderung von dezentralen wohnortnahen Klinikstrukturen.

WAS SIND UNSERE 
FORDERUNGEN AN DIE
BUNDESREGIERUNG? 

Abschaffung der Fallpauschalen.

Personalbemessungsgrenzen, maximal 6 Patient*innen pro Pflegekraft.

Numerus clausus für das Medizinstudium abschaffen.

Verbot von Ausschüttung der Gewinne im Gesundheitswesen. Gewinne 
müssen reinvestiert werden.



WAS HAT UNS
CORONA GELEHRT? 

Corona (COVID-19) hat uns gezeigt, dass ein kaputtgespartes 
Gesundheitssystem Menschenleben kostet und dass den systemrelevanten 
Berufen nicht der Respekt und die Entlohnung gewährt werden, die ihnen 
eigentlich zustehen. Zusammen mit Verdi hatten wir die Forderung nach einem 
Bonus von 1.500 Euro u. a. für die Mitarbeiter*innen des Klinikums gestellt. Die 
Antwort der Klinikleitung darauf in der BNN vom 07.04.2020 lautete, „dass das 
Ortenau Klinikum seinen Mitarbeitern bereits freiwillige Leistungen wie 
kostenloses Essen in den Kantinen gewährt habe.“ Von Wertschätzung ist da 
nicht wirklich etwas zu spüren. 
Zu Beginn der Corona-Pandemie war schon nach wenigen Tagen 
Schutzausrüstung nur noch wenig und in einigen Abteilungen gar nicht 
mehr vorhanden. Deshalb gab es eine Dienstanweisung, die die 
Mitarbeiter*innen, welche mit Corona-Patienten in Kontakt kamen, dazu 
aufforderte, die zwei Schutzmasken, die sie zur Verfügung hatten, so lange wie 
möglich zu nutzen. Während die eine Maske getragen wird, soll die andere in 
Desinfektionstüchern gelagert und getrocknet werden, bis diese wieder 
verwendet werden könne. Während Schweden jahrelang Schutzmasken auf 
Vorrat für Krisensituationen vorgehalten hatte, wurde an deutschen Kliniken auf 
Teufel komm raus gespart. Personal, welches sich am Ortenau Klinikum gegen 
diese Zustände mit einer 
Unterschriftenliste wehren wollte, wurde 
die Listen weggenommen und vernichtet. 
Auch erzählten mehrere 
Klinikmitarbeiter*innen, dass sie Anweisung 
erhielten, keine Überlastungsanzeigen mehr 
zu schreiben.

Während die ganze Ortenau mit dem 
Corona-Virus beschäftigt war, beschloss 
Landrat Scherer zusammen mit den sechs 
Kreisfraktionsvorsitzenden von AfD, FDP, 
SPD, CDU, GRÜNE und Freie Wähler, dass 
er in Zukunft mit ihnen sämtliche wichtige 
Beschlüsse in Zeiten von Corona im 
Eilentscheidungsverfahren beschließt. Das 
heißt, dass der Kreistag ohne ihn zu fragen 
entmachtet wurde. Die erste Entscheidung 
ließ auch nicht lange auf sich warten. 
Schnurstracks wurde das Oberkircher 
Krankenhaus geschlossen. Angeblich zur 
Ressourcenbündelung, um genügend Kräfte 
in Achern für die Corona-Patienten zu 
konzentrieren. Doch gleichzeitig suchen 
das Land Baden-Württemberg und der 
Nachbarkreis Rastatt nach Kapazitäten, um 



Nicht-Corona-Patienten mit Betten zu versorgen. Ein Widerspruch, den Herr 
Scherer bis heute nicht erklären konnte. Im Interview bei HitRadio Ohr hingegen 
erklärter er, dass er sich wünsche, dass die Klinikstruktur bereits verändert, also 
Kehl, Ettenheim und Oberkirch geschlossen wären. Er behauptete, dass dann die 
Versorgung für die Corona-Patienten einfacher vonstattengehen würde. Einen 
Beweis oder eine Argumentation, warum das so sein sollte, lieferte er nicht. 
Auch das Gejammer von Keller und Scherer, es gäbe zu wenig Pflegepersonal, ist 
eher scheinheilig. So wurden unter ihrer Führung zwischen 2017 und 2019 
mindestens 51 Vollzeitpflegestellen abgebaut.

Als Ende April dann auch die Bundeswehr am Ortenau Klinikum eingesetzt 
wurde, verkündete Christian Keller über die Presse, dass er sich solche Einsätze 
auch für die Zukunft vorstellen könne, sollte man Personal benötigen. Dies  zeigt 
eindrücklich auf, dass er schon gar nicht mehr versucht, die Planstellen vernünftig 
zu besetzen, um auf Krisen oder den Allgemeinen Pflegenotstand vorbereitet zu 
sein.

Am 14.05.2020 wies Frau Dr. Reinhard in einer Live-Konferenz des Landratsamts 
darauf hin, dass 90 Prozent der in einer Woche durchgeführten 1.600 Corona-
Tests in der Ortenau im ambulanten Sektor durch Hausärzte gemacht wurden. 
Derzeit ist aber absehbar, dass der Hausärztemangel immer weiter zunimmt 
und bei einer zukünftigen Pandemie diese Tests dann vermehrt von den Kliniken 
aufgefangen werden müssen. Für zukünftige Pandemien kann dies zu einem 
ernsthaften Problem werden, sollten diese Menschen dann alle in die Kliniken 
oder gar in ein zentrales Klinikum strömen. Konzepte, wie der ambulante Sektor 
gestärkt werden kann, konnte die Verwaltung bisher nicht glaubwürdig 
präsentieren. Dabei stützt sich die Agenda 2030 genau auf diesen ambulanten 
Sektor.



WAS KÖNNEN 
WIR TUN?

Die geführte Debatte um die zuerst geplanten 300 Euro Prämie anstatt die 1.500 
Euro, die nun nicht einmal allen Mitarbeiter*innen ausgezahlt wird, zeigt uns: Wir 
können uns nicht auf die Politiker*innen verlassen. Immer nur meckern im 
Internet oder an den Stammtischen bringt es aber auch nicht. Ein Wir-Gefühl 
muss wieder her, gemeinsam und solidarisch handeln gegen die Ausbeutung und 
tägliche Tyrannei. Hierzu müssen wir uns in den Gewerkschaften wie z. B. Verdi 
oder anderen Gruppen wie Runder Tisch Oberkirch, Bündnis für den Erhalt und 
Ausbau aller Ortenauer Kliniken usw. organisieren und den Protest lokal wie 
auch zentral in Offenburg koordinieren. Wir müssen gemeinsam darüber 
debattieren, was eine gute Gesundheitsversorgung für uns im Ortenaukreis 
bedeutet und wie diese erreicht werden soll. Den müden Sonntagsreden der 
Politiker*innen sollten wir kein Gehör mehr schenken, sondern sie daran 
erinnern, welche Meinung sie zu vertreten haben. Redet mit ihnen, schreibt 
ihnen eine Mail und zeigt ihnen, dass wir sie bei ihrem Tun nicht länger ohne 
Aufsicht gewähren lassen. 
Eines ist aber sicher: Wenn die Pflege- und Reinigungskräfte am Ortenau 
Klinikum nicht bald in den gemeinsamen Streik treten, dann wird sich nichts 
ändern. Sollte es so weit kommen, dass gestreikt wird, dann müssen wir als 
Patient*innen, zukünftige Patient*innen und solidarische Bürger*innen ihnen 
unterstützend zur Seite stehen und den Streik mittragen.

GEMEINSAM 
ORGANISIEREN UND 
HANDELN!

In dieser Broschüre kann leider nicht alles über das Ortenauer 
Gesundheitswesen und seine Akteure geschrieben werden. Zum Beispiel fehlt 
eine ausführliche Analyse …

… über den plötzlichen Einstieg des Großunternehmers Grossmann, der ein 
guter Freund von Landrat Scherer ist, in den Gesundheitssektor im Ortenaukreis 
kurz nach Beginn der Debatte um die Schließungen. 

… wie der grüne Sozialminister Lucha die Krankenhausschließungen in ganz 
Baden-Württemberg vorantreibt. 

… oder aber auch, welche rechtlichen Argumente und Aussagen von Landes-/
Bundespolitiker*innen gegen die Klinikschließungen im Ortenaukreis sprechen. 

Hierzu gibt es aber auf der Hompage der Linken Liste Ortenau (www.linke-liste-
ortenau.de) zahlreiche Beiträge. Am Rande erwähnt sei hier auch, dass die lokale 
Presse die Meldungen des Landratsamts und der Klinikschließer unkommentiert 
wiedergibt, ja gegnerische Argumente nur ausführlich zulässt, wenn der Druck 
der Bevölkerung gerade hoch genug ist. 

Auch fehlt noch unsere Einschätzung über die geplante stärkere Zusammenarbeit 
des Mediclin Herzzentrums und des Ortenau Klinikums, was unserer Meinung 
nach einer schleichenden Privatisierung Vorschub leisten könnte. Was auch 
noch erwähnt werden sollte, aber hier den Rahmen leider sprengen würde, dass 
es durchaus Widerstand am Ortenau Klinikum und in der Ortenau gibt. 
Zahlreiche Proteste in und außerhalb des Klinikums haben gezeigt, dass sich 
etwas bewegen lässt. Auch der bundesweite Kampf um Entlastung, der 
zusammen mit Gewerkschaften und Bevölkerung geführt wird, zeigt Erfolge. Ein 
Beispiel hierfür ist die Charité in Berlin. Aber selbst wenn wir am Ende nicht 
gewinnen, warum sollten wir die Verantwortlichen ruhig schlafen lassen? Es geht 
hier um deine, meine, ja unser aller Gesundheitsversorgung! Also engagiere dich!

V.i.S.d.P.
Lukas Matz
R12
Rammersweierstraße 12
77652 Offenburg
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der Bevölkerung gerade hoch genug ist. 

Auch fehlt noch unsere Einschätzung über die geplante stärkere Zusammenarbeit 
des Mediclin Herzzentrums und des Ortenau Klinikums, was unserer Meinung 
nach einer schleichenden Privatisierung Vorschub leisten könnte. Was auch 
noch erwähnt werden sollte, aber hier den Rahmen leider sprengen würde, dass 
es durchaus Widerstand am Ortenau Klinikum und in der Ortenau gibt. 
Zahlreiche Proteste in und außerhalb des Klinikums haben gezeigt, dass sich 
etwas bewegen lässt. Auch der bundesweite Kampf um Entlastung, der 
zusammen mit Gewerkschaften und Bevölkerung geführt wird, zeigt Erfolge. Ein 
Beispiel hierfür ist die Charité in Berlin. Aber selbst wenn wir am Ende nicht 
gewinnen, warum sollten wir die Verantwortlichen ruhig schlafen lassen? Es geht 
hier um deine, meine, ja unser aller Gesundheitsversorgung! Also engagiere dich!

V.i.S.d.P.
Lukas Matz
R12
Rammersweierstraße 12
77652 Offenburg
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